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Krieg in der Ukraine – Übernahme der Verantwortung für eigene Fehler
und keine Zusammenarbeit mehr mit Autokrat*innen und Agressor*in-
nen

Die Parteiführung wird aufgefordert, unmissverständlich die bislang gegenüber dem russischen

Regime praktizierte Politik der Beschwichtigung und alle damit zusammenhängenden Entscheidungen

sozialdemokratischer Politiker*innen in der Vergangenheit zu verurteilen. Dies betrifft insbesondere

Entscheidungen und Maßnahmen, welche zu der derzeitigen Abhängigkeit von russischen Energieliefe-

rungen sowie der engen wirtschaftlichen Verflechtung mit russischenWirtschaftsunternehmen geführt

haben bzw. dies nicht verhindert haben. Darüber hinaus sind alle, Entscheidungen und Maßnahmen

sozialdemokratischer Politiker*innen aufzuarbeiten, welche dazu beigetragen haben, nicht schon früher

klar und angemessen auf russische Aggressionen und Menschenrechtsverletzungen im In- und Ausland

zu reagieren. Hierzu wird eine unabhängige wissenschaftliche Kommission eingesetzt, welche die Rolle

der SPD als Partei aber auch einzelner sozialdemokratischer Politiker*innen (aktueller und ehemaliger

Amtsträger*innen) untersuchen und unter klarer Bennungen von Verantwortlichkeiten bewerten soll,

inwieweit diese durch ihre Politik und Positionen angemessen auf russische Aggressionen und Men-

schenrechtsverstöße reagiert haben und dies im Einklang mit dem offiziellen Parteiprogramm der SPD

steht. Viel zu oft wurde im Umgang mit Russland der Satz „Wandel durch Handel“ benutzt, der eine

Annäherung durch wirtschaftlichen Austausch vorgaukelt. Dabei ist es wichtig auch zu untersuchen, ob

es dabei persönliche Vorteilsnahmen in wirtschaftlicher oder anderer Form durch aktive Politiker*innen

der SPD gab.
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